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Das "Jahr von Maastricht" hat in Italien eine seltsame Mischung aus Begeisterung
und Unruhe hervorgerufen. Begeisterung für die neuen Ziele einer föderativeren
Ausrichtung, die durch den Vertrag über die Europäische Union vorgesehen
wurden; Unruhe wegen der anhaltenden nationalen Meinungsverschiedenheiten
über die unterschiedlichen Standards innerhalb der Europäischen Gemeinschaft,
angefangen bei den wirtschaftlichen Unterschieden. "Europa kann auf uns ver-
zichten, aber wir sind es, die nicht auf Europa verzichten können", hat Andreotti
den Italienern gesagt, während er in einer Fernsehansprache die wirtschaftlichen
Maßnahmen der Regierung für das Jahr 1992 darlegte. Das Gefühl, sich "in der
Mitte des Weges" zu befinden, im Gleichgewicht zwischen der sich unterschiedlich
schnell bewegenden ersten und zweiten Liga Europas, hat die politische und
wirtschaftliche Debatte des Jahres 1991 beherrscht und als Antrieb für die Formu-
lierung vieler öffentlicher Erklärungen gedient. Leider kommen die tatsächlichen
Ergebnisse dem anfänglichen Ehrgeiz nicht gleich. Denn aufgrund einer langen
politischen Krise hat sich Italien in der Phase nach Maastricht in einen Zustand
der Entscheidungsunfähigkeit hineinmanövriert, der auf die Rolle und die Posi-
tion des Landes lange Schatten wirft.

Richtung Maastricht: Die Wirtschafts- und Währungsunion

Bei den Verhandlungen über die Wirtschafts- und Währungsunion hat die Strate-
gie der italienischen Regierung ständig unter dem Einfluß zweier verschiedener
und in bestimmten Bereichen auch gegensätzlicher Interessen gestanden: Einer-
seits der Festlegung von bestimmten, möglichst genauen und strengen Fristen und
Verfahren für die dritte Stufe, die den stärkeren Nationen (besonders Deutsch-
land) in bezug auf den Aufbau der Gemeinschaft ein glaubhaftes Engagement
abverlangen und die gleichzeitig eine starke äußere Verpflichtung darstellen, um
die öffentlichen Konten Roms zu sanieren. Andererseits sollte vermieden werden,
zu strenge Konvergenzkriterien festzusetzen, die Italien in die Gruppe der schwä-
cheren Länder eines Europas, das sich mit zwei verschiedenen Geschwindigkeiten
bewegt, verbannen würde. Es war nicht einfach, beide Interessen am Verhand-
lungstisch in Einklang zu bringen, aber das Ergebnis des abschließenden Kom-
promisses von Maastricht hat den italienischen Bestrebungen in ausreichendem
Maße entsprochen.

Um das erste Ziel zu erreichen, hat die Regierung in Rom insbesondere darauf
bestanden, den Umfang der Großbritannien zugebilligten opting-out-Klausel zu
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begrenzen, um dem Europäischen Währungsinstitut gleich zu Beginn der zweiten
Phase besondere Kompetenzen zu übertragen. Außerdem setzte sich Italien dafür
ein, eine "automatische" Frist festzusetzen, die die Phase III am Ende der 90er
Jahre in Gang bringen soll, um das Risiko eines unbestimmten Aufschubes oder
eines neuerlichen Überdenkens der WWU zu vermeiden. Was diesen letzten
Punkt angeht, ist die Rolle Italiens (zusammen mit Frankreich) entscheidend
gewesen, denn tatsächlich ist die Festsetzung des 1. Januars 1999 als spätestes
Datum zum Beginn der dritten Phase der WWU weitestgehend durch den Druck
von Andreotti und Mitterrand im Laufe der letzten Verhandlungsrunde zustande-
gekommen.

Um das Ziel von nicht zu strengen Konvergenzkriterien zu erreichen, mußte
die Regierung in Rom Anfang September 1991 den vom niederländischen Rats-
vorsitz formulierten Vorschlägen widersprechen. Diese legten Annäherungskrite-
rien nahe, die auf "automatischen" und für Italien unrealistischen Hürden gegrün-
det waren und sahen die Möglichkeit vor, die dritte Phase im Jahre 1997 mit der
Zustimmung von nur sechs Mitgliedsländern einzuleiten. Dies hätte im Grunde
bedeutet, daß Italien nicht zu diesen Ländern gehören würde. Gegen den nieder-
ländischen Plan, den im übrigen auch Deutschland unterstützte, startete Finanz-
minister Carli heftige Attacken, in dem er ihn etwa als Irrweg brandmarkte. Die
Kriterien würden auf rein wirtschaftlichen Faktoren basieren, berücksichtigten
dagegen nicht die effektiven Ausmaße der Wirtschaftskraft eines Landes in bezug
auf die Gesamtsituation der Europäischen Gemeinschaft. Carli verwarf auch die
von den Niederlanden vorgeschlagene Mindestanzahl von nur sechs Ländern zur
Beschlußfähigkeit für den Einstieg in die dritte Stufe.

Obwohl Italien das Prinzip quantitativer Faktoren zur Annäherung der Mit-
gliedstaaten letztendlich akzeptiert hat, bestand es darauf, daß diese nicht rein
statisch angewandt werden dürfen. Das heißt, es solle dabei nicht nur die momen-
tane Inflationsrate und das Defizit usw. berücksichtigt werden, sondern auch
deren Entwicklung im Zeitverlauf. Dies damit sich auch solche Länder "qualifizie-
ren" können, die, auch wenn sie noch nicht im vollen Umfang den quantitativen
Erfordernissen gerecht werden, gezeigt haben, daß sie sich auf dem Wege der
Annäherung befinden.

Außerdem hat Italien darauf gedrungen, daß die Mindestanzahl der Länder für
die Beschlußfähigkeit, die den Eintritt in die dritte Phase bestimmt, zumindest
beim ersten Termin (1997) sieben Staaten und nicht sechs betragen sollte. Somit
wären die Chancen Italiens gewachsen, selbst eines dieser Länder zu werden.
Diese italienischen Vorschläge sind erwartungsgemäß auf den Widerstand
Deutschlands und der Niederlande gestoßen. Mit der Unterstützung Frankreichs
und der Kommission sind sie schließlich jedoch in den Vertrag (Art. 104 c und 109 j)
aufgenommen worden. Mit anderen Worten ist es Italien gelungen, die Wirt-
schafts- und Währungsunion so mitzugestalten, daß es sich tatsächlich, wenn auch
nur unter beträchtlichen Anstrengungen, dem starken Europa bis zum Ende
dieses Jahrzehnts anschließen kann. Es bleibt natürlich abzuwarten, ob die
italienische Regierung in der Lage sein wird, diese Anstrengungen vor dem
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Hintergrund der eigenen Haushaltssituation zustandezubringen. Im Jahre 1991
betrug die italienische Inflationsrate 6,3%, das Bilanzdefizit erreichte eine Höhe
von 10,1% und die öffentlichen Staatsschulden beliefen sich auf 103,3% des BSP;
diese Werte weichen stark von den in Maastricht festgesetzten Hürden für die
Wirtschafts- und Währungsunion ab. Im November 1991 veröffentlichte die
Regierung einen "Wiedereintrittsplan", der von der Europäischen Gemeinschaft
im Rahmen der multilateralen Aufsicht mit einigen Vorbehalten abgesegnet
wurde. Im Mai 1992 waren jedoch die skeptischen Vorhersagen des vergangenen
Novembers bereits weit übertroffen worden. Im Hinblick auf ein für 1992 vor-
gesehenes Defizit von 128.000 Mrd. Lire belief sich das tatsächliche Defizit auf
160.000 Mrd. Lire. Ohne eine nachdrückliche und sofortige Politik der Härte und
der Einschnitte scheint eine Verdammung Italiens in die zweite Liga der europäi-
schen Länder sehr wahrscheinlich.

Richtung Maastricht: die Politische Union

Im Bereich der Politischen Union gestaltete sich die italienische Position, zu-
mindest in den grundsätzlichen Stellungnahmen, traditionsgemäß pro-föderali-
stisch. Die Regierung hätte gerne eine "baumförmige" Struktur der Vereinigung
unterstützt, in der sich die neuen Kompetenzen auf einem einzigen Stamm von
gemeinschaftlichen Verfahren und Institutitonen stützen. Italien hat sich mehrfach
für eine Stärkung des Europäischen Parlaments ausgesprochen. Im April 1991 hat
Außenminister de Michelis gemeinsam mit seinem Amtskollegen Genscher eine
Erklärung unterzeichnet, die eine Reihe von Anträgen hinsichtlich einer Stärkung
des Europäischen Parlaments beinhaltete (z.B. Mitentscheidungs- und Initiativ-
recht, Ernennung der Kommission, Ratifizierung der internationalen Abkommen).
Dieses deutsch-italienische Dokument hat in erheblichem Maße dazu beigetragen,
daß die Tagesordnung auf den Regierungskonferenzen auch vom Thema der
Rolle des Parlaments und seiner Rechte geprägt war. Als sich jedoch abzeichnete,
daß die Union wohl mehr das Profil der drei Säulen statt eines "Baumes" anneh-
men würde, akzeptierte die italienische Regierung letztendlich diese Ausrichtung.

Im Verteidigungsbereich hat Italien im vergangenen Oktober eine Initiative
unternommen, die teilweise Erstaunen unter den EG-Partnern auslöste: Gemein-
sam mit Großbritannien legte Italien einen Plan vor, der einerseits die West-
europäische Union (WEU) aufwertete, andererseits die zentrale Rolle und
Unverzichtbarkeit der NATO für die Sicherheit des alten Kontinents bestätigte.
Nach dem italienisch-britischen Vorschlag sollte die Westeuropäische Union
möglichst schon 1998 zum Verteidigungsinstrument der Europäischen Union
werden und dabei gleichzeitig den europäischen Pfeiler der NATO bilden, quasi
als eine Art Brücke zwischen beiden Organisationen1. Dieser Plan ist bekanntlich
auf den Widerstand der deutsch-französischen Position gestoßen, die die West-
europäische Union als einen militärischen Arm der Europäischen Union, der
gegenüber der NATO fast vollkommmen autonom wäre, gestalten wollte. Be-
züglich der von der französischen Regierung zum Ausdruck gebrachten "Enttäu-
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schung und Verwunderung" über die italienische Position und über die ungewohn-
te italienisch-britische Übereinstimmung2 hat Rom in den folgenden Wochen
versucht, den eigenen Plan aufgrund von taktischen Überlegungen zu rechtferti-
gen — letztendlich um Großbritannien an die Verteidigung Europas (wenn auch
nur schwach) zu binden3. Wie jedoch von Verteidigungsminister Rognoni in einem
Interview4 erläutert wurde, spiegelt die italienische Position aber auch ein echtes
nationales Interesse wider. Angesichts der Turbulenzen auf internationaler Ebene
und besonders wegen der neuerlichen besorgniserregenden Drohungen aus dem
Süden (Libyen, Mittlerer Osten usw.) wollte man unter dem nuklearen Schutz-
schild der NATO bleiben5. Nach einer lebhaften Debatte am Sitz der Westeuro-
päischen Union und der NATO wurden jedoch bekanntlich die Prinzipien der
italienisch-britischen Initiative in einer Erklärung dem Maastrichter Vertrag
hinzugefügt. Danach wird der Westeuropäischen Union folgende Rolle zuge-
schrieben: "Die WEU wird als Verteidigungskomponente der Europäischen Union
und als Mittel zur Stärkung des europäischen Pfeilers der Atlantischen Allianz
entwickelt."6

Die Jugoslawien-Krise

Mit den durch den Zerfall der kommunistischen Strukturen in Mittel- und Ost-
europa ausgelösten Turbulenzen kam es im Laufe des Jahres 1991 zu einigen
ernsthaften und konkreten Drohungen gegen Italien, die dazu führten, daß Rom
sich der geographischen Lage des Landes neu bewußt wurde und deswegen rasch
dazu überging, die Beziehungen zum Balkan und zu den slawischen Völkern neu
zu bestimmen.

Zwischen Frühling und Sommer 1991 machten sich Zehntausende von Alba-
nern in Richtung Italien auf und überfluteten die italienische Küste, besonders
die von Apulien. Damit stellten sie die "Gastfreundschaft" der örtlichen Bevölke-
rung und die Organisationsfähigkeit der zentralen wie regionalen und kommuna-
len Behörden auf eine harte Probe. Um eine Verschärfung dieser Massenabwan-
derungen von Albanien nach Italien zu vermeiden, startete die italienische Regie-
rung in Zusammenarbeit mit Albanien und mit der Unterstützung der Europäi-
schen Gemeinschaft ein massives Verfahren zur "Unterbindung" dieses Vorganges.
Einige Abteilungen des italienischen Heeres wurden in das kleine Balkan-Land
mit dem humanitären Auftrag entsandt, Lebensmittel und Medikamente in 27
verschiedene Gegenden zu verteilen. Mit der Operation "Pelikan" und durch die
Patroullienfahrten in den Hoheitsgewässern Albaniens und des Kanals von
Otranto konnte der Einwanderungsstrom nach Apulien vorerst zum Stillstand
gebracht werden.

Die schwierigste Herausforderung kam von der jugoslawischen "Bühne". Als
Teil der Troika hatte Italien im ersten Halbjahr 1991 versucht, aktiv in der
Vermittlung zwischen den Staaten der Europäischen Gemeinschaft einerseits und
Sloweniens und Kroatiens andererseits mitzuwirken. Es ist größtenteils der
italienischen Regierung zu verdanken, daß die Verträge von Brioni am 7. Juli
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1991 abgeschlossen werden konnten, auf deren Grundlage ein dreimonatiges
Moratorium der Kampfhandlungen beschlossen wurde. Mit dem Fortdauern der
Feindseligkeiten in den darauffolgenden Monaten signalisierte die italienische
Regierung wiederholt ihre Bereitschaft, Streitkräfte mit Vermittlungsauftrag zur
Friedenssicherung im Rahmen der Westeuropäischen Union zur Unterstützung
der sich vor Ort befindenden Beobachter bereitzustellen.

Außer im Rahmen der Europäischen Politischen Zusammenarbeit hatte sich
die italienische Vermittlungsinitiative auch durch das Gefüge der sogenannten
Hexagonale entfaltet7. Die Rolle dieser Initiative wurde jedoch stark durch die
Tatsache abgeschwächt, daß am 1. Juli 1991 ausgerechnet Jugoslawien den Vorsitz
übernahm. Nach einem spannungsgeladenen Gipfeltreffen in Dubrovnik im Juli
war Belgrad nicht mehr in der Lage, auch nur irgend etwas zu organisieren. Im
September baten Slowenien und Kroatien darum, sich als souveräne Staaten der
Initiative anzuschließen. Dadurch wurde Rom gewissermaßen in Verlegenheit
gebracht. Trotz des Eindrucks einer Passivität hat die italienische Regierung in
enger Zusammenarbeit mit der österreichischen Führung alle informellen Kanäle
des Sechsecks dazu genutzt, um den ethnischen Konflikt abzukühlen und Kom-
promißlösungen zu ermöglichen. Der Beginn des österreichischen Vorsitzes am 1.
Januar 1992 hat erneut die Effektivität der Hexagonale als Planungsforum gezeigt
— als Basis für Hilfs- und Beistandsleistungen aber auch als zusätzliches Hindernis
für die weitere Ausdehnung des Konflikts. Im März 1992 nahm das Sechseck den
neuen Namen "Initiative Zentraleuropa" an. Nach ihrer internationalen Anerken-
nung sind Slowenien und Kroatien als Länder mit Beobachterstatus in die Organi-
sation aufgenommen worden.

Obwohl die italienische Regierung offiziell sowohl im Rahmen der Europäi-
schen Gemeinschaft als auch innerhalb des Sechsecks die Unabhängigkeit Slowe-
niens und Kroatiens begrüßte und sich am Vermittlungsprozeß beteiligte, kam es
doch (für die EG-Partner teilweise überraschend) zu einigen Schwankungen.
Diese werden jedoch verständlich, wenn man die Spannungen bedenkt, die in der
Vergangenheit die bilateralen Beziehungen zwischen Italien und der ehemaligen
Republik Jugoslawien gekennzeichnet haben und die zur Zeit immer noch beste-
hen.

Ein Grund für die Schwankungen war zum Beispiel die Überlegung, einen
Transit von jugoslawischen Bundestruppen durch Triest zu ermöglichen, damit die
gefährliche Durchfahrt durch Kroatien umgangen werden konnte. Eine diesbe-
zügliche Anfrage richtete die Europäische Gemeinschaft Anfang Oktober an
Italien. Mit einem möglichen Frieden für Slowenien in Sichtweite erklärte sich die
Regierung in Rom anfangs auch dazu bereit, um dann einige Tage später doch
die Transitgenehmigung mit der Begründung wieder zurückzuziehen, daß Belgrad
keine ausreichenden Garantien gäbe. Tatsächlich ist die Ablehnung zum größten
Teil durch eine umfassende Mobilisierung der Einwohner Triests gegen den
Transit zustande gekommen. Hier sind die Erinnerungen an die blutigen und
dramatischen 43 Tage der jugoslawischen Besetzung unter Tito im Frühjahr 1945
noch sehr lebendig. Tito wollte damals Triest zur siebten Republik Jugoslawiens
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machen. Die Wiederauferstehung der "Geister der Vergangenheit" und das
faktische Risiko von öffentlichen Unruhen und Gewalt in Triest führten in diesem
Fall zum Umdenken der Regierung.

Ein weiterer Grund für die zwiespältige Meinung Italiens bestand in der
Anerkennung Sloweniens und Kroatiens. Auch wenn die italienische Regierung
offen Sympathie für die Unabhängigkeit dieser beiden Republiken bekundete,
benutzte sie die Anerkennung gleichzeitig aber auch dazu, um mit Ljubljana und
Zagreb den alten Rechtsstreit hinsichtlich des Schutzes der italienischen Min-
derheit in deren Gebieten neu aufzurollen — besonders jener in Istrien8. Slowe-
nien und Kroatien ihrerseits haben diese Forderungen von finanziellen Zuge-
ständnissen seitens der italienischen Regierung abhängig gemacht. Auf diese
Weise kam es zu schwierigen Verhandlungen mit den beiden Republiken, in
deren Verlauf die anfängliche Begeisterung Roms für die rasche Anerkennung
durch die Europäischen Gemeinschaft merklich abkühlte. Die bilateralen Ver-
handlungen mit Kroatien wurden am 15. Januar 1992 abgeschlossen, einen Tag
vor Ablauf der von der Gemeinschaft gesetzten Frist zur Anerkennung. Slowenien
lehnte hingegen ein Eingehen auf die Forderungen Roms ab. Die italienische
Anerkennung ist trotzdem vollzogen worden, allerdings hat sich ein Schatten auf
die bilateralen Beziehungen zwischen beiden Ländern gelegt.

Möglicherweise um diese Diskrepanzen zu vertuschen, unterstützte die italieni-
sche Regierung im Schöße der Gemeinschaft aktiv die Anerkennung Makedo-
niens, geriet damit allerdings in Konflikt mit Griechenland. Die Ausdehnung des
Jugoslawien-Konflikts auf Bosnien-Herzegowina hat seinerseits im Frühjahr 1992
einen erneuten Flüchtlingsnotstand an der italienisch-jugoslawischen Grenze ge-
schaffen. Um diesem entgegenzuwirken, ersuchte Italien die Europäische Gemein-
schaft um eine wirkungsvollere und koordiniertere Aktion und bat die USA um
Unterstützung.

Die Debatte über die europäische Verteidigung und die anwachsende Instabili-
tät der eigenen geopolitischen Lage (Mittel- und Südeuropa bzw. Mittelmeer-
raum) haben Italien in den letzten Jahren dazu gezwungen, die eigenen Erforder-
nisse und Sicherheitsbedürfnisse neu zu überdenken ein schwieriger Prozeß für
ein Land, das seit 40 Jahren daran gewöhnt ist, die NATO und die Vereinigten
Staaten von Amerika mit der Wahrung der eigenen Sicherheit zu beauftragen.
Die Schwierigkeiten in der "strategischen Kultur" werden noch verschärft durch
die mangelnde Entscheidungskraft des politischen Systems. In der Tat ist Italien
die einzige große "kopflose" Demokratie in der Gemeinschaft, die von einer
schweren politischen Krise heimgesucht wurde und die sich zudem anschickt, im
Jahre 1992 noch schlimmer zu werden.

Die schwere politische Krise Italiens

Die allgemeinen Wahlen vom 6. April 1992 hatten sowohl in der Politik als auch
in den Institutionen eine chaotische Situation zur Folge. 16 Parteien sind in das
Abgeordnetenhaus eingezogen, gegenüber 13 aus den letzten Wahlen von 1987.
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Alle Regierungsparteien, mit Ausnahme der PLI (Liberale Partei Italiens), haben
beträchtliche Verluste hinnehmen müssen. Der Prozentsatz der Christdemokraten
(Democrazia Cristiana) ist von 34,3% auf 29,7% gesunken — das niedrigste
Ergebnis der Nachkriegszeit. Den Stimmenanteil der ehemaligen kommunistischen
Partei PCI von 1987 (26,6%) teilten sich die radikal-labour orientierte Partei der
demokratischen Linken (PDS) mit 16,1% und die neu gegründete neomarxistisch
ausgerichtete Partei "Rifondazione communista" mit 5,6% der Stimmen. Die
eigentliche Überraschung war jedoch der Erfolg der "Liga Nord", die insgesamt
8,7% erreichte, mit Spitzenwerten von bis zu 25% in Norditalien. Bei dieser
Partei handelt es sich um eine Protestbewegung gegen die "Mißwirtschaft" und die
"Verschwendungen" Roms sowie gegen die staatlichen Subventionsprogramme für
den Süden. Sie kämpft für eine Reform des politischen Systems Italiens, genauer
gesagt für ein präsidiales föderatives System. Dies soll durch einen Zusammen-
schluß zu drei Hauptregionen erreicht werden: je eine Republik des Nordens, der
Mitte und des Südens. Die Existenz der Liga, das anhaltende Wahlpotential der
Ex-Kommunisten und die ausgeprägte Zersplitterung des Parlaments werfen
dunkle Schatten auf die Handlungsfähigkeit der Regierung in der neuen Legisla-
turperiode. Es scheint ziemlich unwahrscheinlich, daß dieses verschiedenartige
und vor allem zerstrittene Parlament jene Politik der Strenge zustandebringt, die
für die Sanierung der öffentlichen Finanzen dringend notwendig ist. Alle Parteien
haben sich dennoch bereit erklärt, eine ernsthafte Reform der Institutionen
einzuleiten, die sich auf zwei Punkte stützt: 1. Der Wechsel von einem Verhältnis-
zu einem Mehrheitswahlrecht. Damit soll eine weitere Zersplitterung der Par-
teienlandschaft vermieden werden. 2. Der Wechsel von einer rein parlamentari-
schen zu einer Regierungsform mit starker Exekutive, um damit die Entschei-
dungskompetenzen der Regierung zu vergrößern. Die Vorstellungen der ver-
schiedenen Parteien differieren jedoch stark, und es ist nur sehr schwer vorstell-
bar, daß in kurzer Zeit eine Koalititon gebildet werden könnte, die in der Lage
wäre, die Geburt der zweiten Republik tatsächlich herbeizuführen. Vor ihrem
Rücktritt hat die Regierung Andreotti dem alten Parlament ein Gesetzesvorhaben
zur Ratifizierung des Maastrichter Vertrages vorgelegt. Es gilt als sicher, daß das
neue Parlament den Vertrag bis Ende 1992 ratifiziert haben wird. Daß das neue
Parlament auch die bestehenden Verpflichtungen im wirtschaftlich-finanziellen
Bereich übernehmen wird, ist jedoch viel unwahrscheinlicher.

Anmerkungen
Übersetzt aus dem Italienischen von Marco druck während des bilateralen Gipfels in
Del Nero. Viterbo v. 16.10.1991.

1 Der italienisch-britische Plan sah den Auf- 3 Der italienisch-britische Plan ist das erste
bau eines europäischen Pfeilers der NATO Anzeichen der Bereitschaft der britischen
als ersten Beitrag zu einer gemeinschaftli- Regierung für eine europäische Verteidi-
chen Verteidigungsidentität vor. gung, wenn auch erst langfristig.

2 Die französische Irritation kam zum Aus- 4 Vgl. II Corriere della Sera v. 24.10. 1991.
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5 In diesem Zusammenhang muß berücksich-
tigt werden, daß im Mai 1992 eine neue
Initiative der NATO im Mitteimerraum,
d. h., der Aufbau einer in Neapel stationier-
ten 'Standing Naval Force Mediterranean',
vereinbart wurde.

6 Erklärung zur Westeuropäischen Union, in:
Vertrag über die Europäische Union, abge-
druckt in: Bulletin des Presse- und Informa-
tionsamtes der Bundesregierung Nr. 16 v.

12.2.1992.
7 Vgl. dazu: Lippert, Barbara: Mittel- und

osteuropäische Staaten, in diesem Band.
8 Bis 1945 gehörte Istrien zu Italien und dort

lebten ungefähr 400.000 Italiener. Von
denen wanderten nach der Annexion durch
Jugoslawien 350.000 nach Italien aus. Nach
wie vor existiert eine italienische Gemein-
de.
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